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Stellungnahme
des Bundesrates

Entwurf eines Gesetzes zur Regelung des Assistenzpflegebedarfs
in stationären Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtungen

Der Bundesrat hat in seiner 900. Sitzung am 21. September 2012 beschlossen, zu

dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt

Stellung zu nehmen:

Zu Artikel 2 (§ 34 Absatz 2 Satz 2 und

§ 82 Absatz 3 Satz 4 - neu - SGB XI)

Artikel 2 ist wie folgt zu fassen:

'Artikel 2

Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch

Das Elfte Buch Sozialgesetzbuch - Soziale Pflegeversicherung - (Artikel 1 des

Gesetzes vom 26. Mai 1994, BGBl. I. S. 1014, 1015), das zuletzt durch Artikel 13

Absatz 27 des Gesetzes vom 12. April 2012 (BGBl. I S. 579) geändert worden ist,

wird wie folgt geändert:

a) In § 34 Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter … <weiter wie Gesetzentwurf >.
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b) Dem § 82 Absatz 3 wird folgender Satz angefügt:

"Hinsichtlich der gesonderten Berechnung nach Satz 3 kann durch Landesrecht

auch die Anerkennung angemessener Pauschalen für Instandhaltung und

Instandsetzung bestimmt werden." '

Begründung:

Nach den Urteilen des Bundessozialgerichts vom 8. September 2011 zur ge-
sonderten Berechnung betriebsnotwendiger Aufwendungen sind bundes-
rechtlich umlagefähig "dem Grunde nach nur tatsächlich bereits angefallene
und wegen § 82 Absatz 2 SGB XI nicht durch die Vergütung nach § 82
Absatz 1 SGB XI gedeckte pflegeinfrastrukturbezogene Aufwendungen, die
der Einrichtungsträger nicht nach § 82 Absatz 2 Nummer 2, 4 oder 5 SGB XI
dauerhaft selbst tragen soll."

Von § 82 Absatz 3 SGB XI nicht erfasst seien danach die Bildung von
Kapitalrücklagen für künftige investive Maßnahmen und die Berechnung
pauschal bemessener Kosten der laufenden Instandhaltung und Instandsetzung.
Es fehlten entsprechende bundesgesetzliche Berechnungsgrößen, die nicht an
in der Vergangenheit tatsächlich schon aufgewendete Aufwendungen der
Einrichtungen anknüpften.

Die Nutzung von Pauschalen bedeutet eine spürbare Vereinfachung für alle
Beteiligten. Sie reduziert Verwaltungsaufwand, vermeidet durch eine
angemessene Bemessung die Belastung der Heimbewohnerinnen und
Heimbewohner durch situativ wechselnde Heimentgelte und führt zur
Stabilisierung und Kalkulierbarkeit der Heimentgelte durch eine über die Jahre
gleichmäßige Verteilung von Erhaltungsaufwendungen (Instandhaltung und
Instandsetzung). Die Umlage rein tatsächlicher Aufwandspositionen führt
hingegen aufgrund sich kontinuierlich ändernder und retrospektiv zu
betrachtender Investitionskostenbestandteile zu erheblichen Heimentgelt-
schwankungen, die für die Heimbewohnerinnen und Heimbewohner weder
subjektiv nachvollziehbar noch zumutbar sind. Beschränkungen - analog der
mietrechtlichen Bestimmung zur Beschränkung von Mieterhöhungen (vgl.
§ 558 Absatz 3 BGB) - sind weder im Elften Buch Sozialgesetzbuch noch im
Gesetz zur Regelung von Verträgen über Wohnraum mit Pflege- oder
Betreuungsleistungen vorgesehen.
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Zur Vermeidung solcher Nachteile für die Betroffenen bedarf es daher einer
klarstellenden Regelung in § 82 SGB XI, welche die Berechnung von
Pauschalen im Rahmen der landesrechtlichen Befugnisse zur näheren
Ausgestaltung der Umlage nach § 82 Absatz 3 Satz 3 Halbsatz 2 SGB XI
(weiterhin) ermöglicht und so der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts
gerecht wird.

Das Bundessozialgericht begründet seine Auslegung des § 82 Absatz 3
SGB XI insbesondere mit der engen Verknüpfung des Investitionszuschlages
mit der (optionalen) öffentlichen Förderung von Pflegeeinrichtungen nach § 9
SGB XI (Ausgleichsfunktion der Umlage nach Absatz 3 und Absatz 4) und
stellt ausdrücklich auf die fehlenden "Berechnungsgrößen" und "Möglich-
keiten" des derzeitigen § 82 SGB XI ab. Diese Lücke praxisgerecht zu
schließen und den Wortlaut des § 82 Absatz 3 SGB XI klarstellend und ohne
Widerspruch zu Sinn und Zweck der Regelung zu ergänzen, ist Ziel der
Gesetzesänderung. Gegen die Anerkennung angemessener Pauschalen
bestehen dabei dem Grunde nach weder zuwendungsrechtlich noch hinsichtlich
der Betroffenheit der Bewohnerinnen und Bewohner Bedenken, solange nicht
die Vergütung von Betriebsüberschüssen intendiert wird, sondern lediglich
eine für die Betroffenen angemessene Verteilung der tatsächlichen
Aufwendungen einer Pflegeeinrichtung (Grundsätze der Angemessenheit,
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit).

Betriebsüberschüsse hingegen wären nach der Rechtsprechung des
Bundessozialgerichts im stationären Bereich der Vergütung nach § 82 Absatz 1
SGB XI zuzuordnen. Diese Grundsystematik wird durch die vorliegende
Ergänzung des § 82 Absatz 3 SGB XI nicht durchbrochen.


